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Leitsätze über: 

 

Zeithorizonte von Verwaltung – 

Krisenmanagement, langfrisƟge Planung und Systemkohärenz 

I. Zeithorizonte guter Verwaltung 

(1) Die Zeitbegriffe des Rechts können die Sprachspiele des Alltags überschrei-
ben. Das Recht bezieht die Zeit zudem als Faktor in die ProdukƟon von Recht ein. 
Zur Zeitgebundenheit des Rechts triƩ damit eine Rechtsgebundenheit der Zeit. 

(2) ZeitgerechƟgkeit ist ein Wesensmerkmal von GerechƟgkeit, als allgemeines 
Thema aber weithin unerforscht, ja unerkannt. 

(3) Der fakƟsche Zeithorizont von Verwaltung ist eine empirische Größe der Fä-
higkeiten des Erinnerns, Erkennens und PrognosƟzierens. Er markiert außerdem 
die Spanne zwischen Beginn und Ende der Wirkung eines Verwaltungshandelns. 
Der normaƟve Zeithorizont von Verwaltung hingegen ist die Summe der zeitbezo-
genen rechtlichen Vorgaben formeller wie materieller Art für das Entscheiden und 
für das Entschiedene. 

(4) Gemeinsam mit weiteren Faktoren konsƟtuieren der fakƟsche und der nor-
maƟve Zeithorizont die Bewirkungsmöglichkeiten von Verwaltung (Verwaltungs-
verantwortung) und besƟmmen damit ihre Stellung nach außen gegenüber der 
GesellschaŌ und nach innen gegenüber den anderen Staatsgewalten. 

(5) Wenn sich eine im materiellen Sinne gute Verwaltung dadurch auszeichnet, 
dass sie die von der GesellschaŌ erwarteten Leistungen erbringt, also zum einen 
rechtmäßig und möglichst richƟg und zum anderen demokraƟsch legiƟmiert und 
rechtsstaatlich kontrolliert handelt, dann ist eine gute Verwaltung auch davon ab-
hängig, welche Zeithorizonte ihr jeweils gesetzt und geöffnet sind. 

II. Die Verwaltung als Staatsgewalt der Gegenwart 

1. Die Zeit als Vorbedingung und Konstrukt des Rechts 

(6) Das Recht steht in einem von der objekƟven Zeit aufgespannten Möglich-
keitsraum, aus dem es nicht heraustreten kann. Die Zeit als normaƟven Begriff 
kann das Recht indes nach Belieben filtern und verdrehen. 

2. Zeitliche Dimension der Gewaltengliederung 

(7) Die drei Zeitebenen der Setzung, Anwendung und Wirkung einer Norm sind 
in mehrstufige Rechtserzeugungsprozesse eingebeƩet. Auf dem Weg zur nach au-
ßen gerichteten Norm wird der Zeithorizont jeder internen Erzeugungsstufe auf 
den jeweils vorausliegenden Stufen definiert. Mit der DefiniƟon von Zeithorizon-
ten wird die Verantwortung zwischen den einzelnen Akteuren verteilt. Dies dient 
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einer arbeitsteiligen InformaƟonsgenerierung und kann ein Beitrag zu schnellen 
sowie zentral demokraƟsch legiƟmierten hoheitlichen Entscheidungen und zu bes-
seren Ergebnissen sein. 

(8)  Nach einem geläufigen Zeitschema der Gewaltenteilung ist der Gesetzge-
bung die ZukunŌsgestaltung übertragen, die Verwaltung als die mit der Gegenwart 
befasste Staatsgewalt ausgeflaggt und der Rechtsprechung die BewälƟgung des 
Vergangenen zugeordnet. 

(9)  Die IdenƟfikaƟon von Verwaltung mit GegenwartsbewälƟgung ist ein Bau-
stein des liberal-rechtsstaatlichen Leitbilds einer vollziehenden Staatsgewalt, de-
ren Blick auf die ZukunŌ durch die Tatbestände und Rechtsfolgen der allgemeinen 
Gesetze möglichst weitgehend abgeriegelt wird. Der Gegenentwurf hierzu ist in 
den Begriffen des Krisenmanagements, der langfrisƟgen Planung und der System-
kohärenz angelegt. 

III. Die verzeitlichte Verwaltung 

(10)  Verwaltung ist verzeitlicht: Alle Verwaltungsentscheidungen dürfen oder 
müssen sich mehr oder weniger an ihren Wirkungen in einer über die Zeit volaƟlen 
Umwelt ausrichten. 

1. Das zeitlose Recht des liberalen Rechtsstaats 

(11)  Die Zeitlosigkeit von Verwaltung im Denken eines OƩo Mayer war eine Zeit-
losigkeit des zu vollziehenden Gesetzes, in der sich wiederum die Zeitlosigkeit der 
poliƟsch an das Gesetz gestellten Ansprüche spiegelte. 

(12) Die Ansprüche und Erwartungen an die Leistungen von HerrschaŌ, die sich 
in der liberalen Idee abbilden, entwickelten sich geschichtlich als Antworten auf 
das jeweils Vorangegangene, ohne dass die Zäsuren dabei jemals scharf und die 
Korrekturen vollständig waren. Im Polizeistaat entwickelte sich die übertriebene 
Erwartung, PoliƟk und Recht könnten den Menschen vollkommenes äußeres wie 
inneres Glück schenken. Im 18. und 19. Jahrhundert blieb der instrumentelle Cha-
rakter dieses Denkens zwar erhalten, doch drängten gesellschaŌliche Interessen 
darauf, den Staat möglichst auf die äußere Ordnung und die Gegenwart zu be-
schränken. 

2. Die prävenƟve Wende der StaatstäƟgkeit 

(13)  Die mit „echten“ poliƟschen Zwecken verbundenen Gesetze dringen seit 
langem vor. Auch dort, wo an sich die KonsƟtuƟon von Ordnung im Vordergrund 
steht, sind Elemente der Zweckverfolgung nachweisbar. Verwaltungsrecht er-
schöpŌ sich indes auch heute nicht in seiner Rolle als Steuerungsinstrument. 

(14)  Über die im Richterrecht geleistete Verschleifung der öffentlichen Sicher-
heit mit der objekƟven Rechtsordnung und mithin mit allen in diese eingeflosse-
nen poliƟschen Zwecken wurde sogar die DogmaƟk des Polizeirechts gleichsam 
von innen „korrumpiert“, das heißt für Gestaltung in Dienst genommen. 

(15)  Die Grenze zwischen KonsƟtuƟon und ZukunŌsgestaltung wurde zusätzlich 
durch den PrävenƟonsgedanken verunklart, der nicht allein die Wahrscheinlich-



 3 

keitsmaßstäbe veränderte, sondern auch den Gedanken einer abwägend definier-
ten Ordnung von Chancen und Risiken und eines staatlichen Risikomanagements 
einbrachte. 

(16)  Gerade mit dem Höhepunkt des liberalen Ordnungsrechts, der mit dem 
Kreuzberg-Urteil des Preußischen Oberverwaltungsgerichts von 1882 erreicht ge-
wesen sein mag, drängten neue Zeitbezüge der staatlichen TäƟgkeit ins Licht. Die 
GesellschaŌ entwickelte Sorgen mit Blick auf die ZukunŌ, von denen sie sich durch 
das Medium des Staates zu erleichtern suchte. ZukunŌ wird seitdem nicht mehr 
allein als Resultat individueller Freiheitsausübung begriffen, sondern auch als kol-
lekƟv im Staat verhandelte und im Medium des Rechts durchgesetzte Gestaltungs-
aufgabe (prävenƟve Wende der StaatstäƟgkeit). 

3.  Die Verzeitlichung von Gesetz und Verwaltung 

a)  Intrinsische Verzeitlichung der Verwaltung 

(17)  Entgegen einer vom posiƟven Verfassungsrecht geleiteten IntuiƟon ent-
deckte nicht der Gesetzgeber das ZukunŌsthema und reichte es dann teilweise zur 
Erledigung an die Verwaltung weiter. Vielmehr stellte umgekehrt die Verwaltung 
noch vor dem Entstehen von Parlamenten ihren Zeithorizont um, ja sie konsƟtu-
ierte sich in dieser Umstellung überhaupt erst als Verwaltung im modernen Sinne. 

(18)  Die Verzeitlichung von Verwaltung war zunächst einmal eine Veränderung 
der wissenschaŌlichen Wahrnehmung (des wissenschaŌlichen Paradigmas). 

b)GesetzesvermiƩelte Verzeitlichung der Verwaltung 

(19)  Die Rechtsentwicklung unter dem Grundgesetz war von den zwei Bemü-
hungen geprägt, einerseits die vorgeblich liberal-rechtsstaatliche Verengung des 
verwaltungsrechtlichen Blickwinkels zu überwinden und andererseits die gerade 
erst sichtbar gewordene gestaltende Verwaltung zuerst rechtsstaatlich und dann 
auch demokraƟsch einzuhegen. Das poliƟsch immer stärker auf das Recht drü-
ckende Problem der ZukunŌ sollte also zwar nicht vollständig, wohl aber in allen 
wesentlichen Fragen gesetzesvermiƩelt gelöst werden. 

aa) TheoreƟsche Unmöglichkeit einer zeitlosen vollziehenden Gewalt 

(20) Die Zeitlichkeit von Verwaltung kann durch die Gesetze zwar normaƟv ge-
formt, von der poliƟschen Zeitlichkeit abgesetzt und abgeschwächt, aber nicht auf-
gehoben werden. Die Verwaltung füllt die ihr belassenen Entscheidungsspiel-
räume mit Hilfe von ProjekƟonen in die ZukunŌ und unterscheidet sich insoweit 
strukturell nicht von der Gesetzgebung. 

bb) FunkƟonale Notwendigkeit einer verzeitlichten Verwaltung 

(21)  Die Verzeitlichung von Verwaltung wurzelt nicht allein in technischen Un-
ferƟgkeiten der Gesetzgebung, einer Verantwortungsschwäche des Gesetzgebers 
oder korrigierbaren Lehrsätzen der Methodenlehre. Sie ist Ausdruck einer zweck-
bedingten Notwendigkeit: Die an das Recht gestellten Erwartungen lassen sich 
nicht vollständig mit abstrakt-generellen Gesetzen erfüllen. 
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(22)  Der in den 1960er Jahren aufsteigende Planungsbegriff war aus zwei ge-
gensätzlichen Gründen erfolgreich: Die einen brauchten ihn, um dem stärker und 
offensichtlicher werdenden ZukunŌsbezug der Verwaltung begrifflich eine Heim-
staƩ auf Augenhöhe mit dem Gesetz zu geben. Für die anderen stabilisierte die 
Herausbildung einer besonderen planungsrechtlichen DogmaƟk die Vorstellung, 
die gestaltende Verwaltung gegenständlich begrenzen zu können. 

(23)  Mit der Entwicklung der Wesentlichkeitslehre in der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts wurde offensichtlich, dass die ZukunŌsverantwortung 
notwendigerweise zwischen Gesetzgebung und Verwaltung geteilt ist und nur 
noch über die Details der Zuordnung gestriƩen werden kann. 

IV. Die futurisierte Verwaltung 

1. Begriff der Futurisierung 

(24) „Futurisierung“ von Verwaltung heißt: Die ZukunŌsverantwortung verla-
gert sich auch außerhalb der angestammten Planungsreservate immer mehr auf 
die Verwaltung. Die der Verwaltung gesetzten Zwecke werden zahlreicher und kon-
flikƩrächƟger, sie greifen immer weiter in die ZukunŌ und sind hochpoliƟsch. Viele 
Zwecke sind vage gehalten und erfordern komplexe, materiell nicht steuerbare Ab-
wägungen, immer öŌer aber werden die Handlungsziele gerade im Gegenteil auch 
durch quanƟtaƟve, numerisch ausgedrückte Vorgaben in Verbindung mit genauen 
Fristen zumindest vordergründig eindeuƟg definiert. Gemeint ist also nicht eine 
bloß zeitliche Erweiterung der behördlichen Vorausschau zum Zweck der Bewah-
rung eines in der Gegenwart bestehenden Zustands, sondern die systemaƟsche 
Ausrichtung auf kollekƟv definierte Zielvorstellungen. 

2. Quellen und Modi der Futurisierung 

a)Unionsverwaltungsrecht: Planen und Regulieren 

(25)  Starke Futurisierungsimpulse werden durch das supranaƟonale und inter-
naƟonale Recht vermiƩelt. Im Unionsverwaltungsrecht haben sich mit dem Planen 
und dem Regulieren zwei markante Grundmuster einer starken ZukunŌsorienƟe-
rung etabliert. 

(26)  Im Zuge der Verwirklichung des „Green Deal“ der Europäischen Kommis-
sion wird das Konzept der Planung unter anderem für das Klimarecht weiter an 
Bedeutung gewinnen, und zwar sowohl hinsichtlich der Koordinierung von Maß-
nahmen zur Klimawandelanpassung als auch hinsichtlich der Minderung der Treib-
hausgasemissionen. 

(27)  Das Regelungsmodell der Planung ist kein sektorspezifisches Phänomen 
mehr. 

(28)  Der naƟonale Gesetzgeber ist in der europäischen Maßnahmenplanung oŌ 
auf die Bereitstellung inhaltsleerer Formen in der Gestalt von Eingriffsbefugnissen 
oder Zuständigkeitsregeln beschränkt. Auch in der direkten Begegnung mit dem 
planbetroffenen Grundrechtsträger wird nur vordergründig das Gesetz vollzogen. 
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Das Handeln ist vom Plan her gedacht und in einen rechƞerƟgenden Zusammen-
hang mit anderen Maßnahmen gestellt. 

(29)  Aus dem hier eingenommenen Blickwinkel ist das Regulierungsrecht nur 
eine durch den Bezug auf die Ergebnisse des wirtschaŌlichen Prozesses speziali-
sierte Variante des Planungsrechts. Es steht für ein europäisches Modell von Ver-
waltung, das wirtschaŌliche Prozesse vorausschauend und langfrisƟg durch aufei-
nander abgesƟmmte Maßnahmen auf kollekƟv gesetzte Vorstellungen von Ge-
meinwohl auszurichten versucht. Es handelt sich allerdings um ein Planungsrecht 
ohne Plan im Sinne einer einheitlichen, formalisierten, zeichnerischen oder textli-
chen Darstellung. 

b)ZukunŌsorienƟertes Verfassungsrecht 

(30)  Eine starke Rolle bei der Futurisierung spielt auch das Verfassungsrecht. 
Das Grundgesetz hat nicht nur im Anwendungsbereich des Sozialstaatsprinzips 
und des Umweltstaatsprinzips den Charakter einer Rahmenordnung verloren und 
ist so, wie es heute interpreƟert wird, auf ganzer Breite von konstruierender, die 
ZukunŌ posiƟv mitschaffender Natur. Die verfassungsrechtlichen „ZukunŌspläne“ 
adressieren auch unmiƩelbar die Verwaltung. 

3. Zur heuƟgen Rolle der RechtswissenschaŌ: Verfallserzählung oder Gestal-
tungsauŌrag? 

(31)  Die Futurisierung ist trotz einiger nachteiliger Wirkungen primär nicht als 
Verfallsgeschichte der verwaltungsrechtlichen DogmaƟk zu erzählen. 

(32)  Auf dem Gebiet der WirtschaŌ besteht die Futurisierung zu großen Teilen 
aus der rechtlichen Erfassung von zuvor im Verborgenen liegenden, dezentralen 
und maßstabslosen behördlichen PoliƟken der Zweckverfolgung (eigenwirtschaŌ-
liche BetäƟgung und poliƟsche Steuerung von Kartellen und Monopolisten). Auf 
anderen Feldern ist sie Ausdruck eines poliƟschen Willens, kollekƟve Entscheidun-
gen über die ZukunŌ zu treffen und zu verwirklichen, die in einem reinen Vollzugs-
modell von Verwaltung schlicht nicht häƩen abgebildet werden können. 

(33)  In der Futurisierung von Recht zeigt sich oŌ auch die materielle Inhomoge-
nität, die unzureichende DurchsetzungskraŌ der höheren Ebenen im Mehrebe-
nensystem oder gar eine normaƟve Ratlosigkeit der GesellschaŌ. Eine FesƟgung 
und dogmaƟsche Durchdringung der neuen Schichten des Verwaltungsrechts, die 
dem Handeln realisƟschere Zeithorizonte setzt und die Verwaltung dadurch ent-
lastet, wären vielfach wünschenswert. 

(34)  Die VerwaltungsrechtswissenschaŌ sollte den Befund wachsender Verwal-
tungsverantwortung aufnehmen und mitgestalten. Es gilt, Arrangements einer auf 
die ZukunŌ gerichteten Verantwortungsteilung zu finden, die den zentralen verfas-
sungsrechtlichen Erwartungen an Verwaltung entsprechen. Außerdem sind adä-
quate rechtsstaatliche Kontrollinstrumente zu entwickeln, so wie einst im Städte-
baurecht mit der Entwicklung der Abwägungsfehlerlehre. 
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V. Verengte Horizonte: Bringen die Krisen die Gegenwart zurück? 

(35)  Als heurisƟscher Rechtsbegriff stellt der Begriff der Krise die Frage nach den 
Möglichkeiten des Rechtssystems, eine plötzliche, womöglich nur kurzfrisƟge ne-
gaƟve Veränderung der Wirklichkeit dogmaƟsch dergestalt zu verarbeiten, dass 
Entscheidungen auch dann noch nach Maßstäben des Rechts getroffen werden 
können, wenn die alten Programme nicht mehr passen und eine neue dauerhaŌe 
Ordnung noch nicht gefunden ist. 

(36)  Die Futurisierung von Verwaltung und das verwaltungsrechtliche Krisen-
denken sind keine Gegenspielerinnen, sondern auf lange Sicht eine Doppelbewe-
gung aus zwei sich wechselseiƟg bedingenden und verstärkenden Entwicklungen. 

1. Ohne ZukunŌserwartungen keine Krisen 

(37)  Eine Krise ist ein von der bisherigen und erwünschten zukünŌigen Norma-
lität abweichender, einer Entscheidung bedürŌiger Zustand. Dies schließt zwangs-
läufig eine posiƟve Vorstellung von der ZukunŌ und den OpƟmismus der BewälƟg-
barkeit ein. Dies macht erklärlich, weshalb GesellschaŌen überaus kriƟsche Situa-
Ɵonen nicht als Krise empfinden müssen. Je stärker hingegen der Glaube an die 
Gestaltbarkeit von ZukunŌ ist und je selbstverständlicher danach gehandelt wird, 
desto größer ist das Risiko eines empirisch messbaren Versagens des Rechts, desto 
mehr muss die Krise als Normalzustand begriffen werden. 

2. Ohne ZukunŌsverantwortung kein Krisendenken im Verwaltungsrecht 

(38)  Der Krisenbegriff ist relaƟv zur Ebene des Handelns und der Akteure. Aus 
der PerspekƟve der VerwaltungsrechtswissenschaŌ ist eine Krise sinnvollerweise 
nur ein in der Entscheidungsverantwortung der Verwaltung liegender Zustand, 
also ein solcher, dessen BewälƟgung von der Verwaltung rechtlich oder rechtmä-
ßig poliƟsch erwartet wird, von ihr aber nicht oder nicht vollständig mit einem 
Handeln im Rahmen der vorausgedachten Programme bewälƟgt werden kann. Die 
wissenschaŌliche Entdeckung einer zwischen LegislaƟve und ExekuƟve geteilten 
ZukunŌsverantwortung war mithin eine Bedingung dafür, dass sich der Krisenbe-
griff nicht nur in den allgemeinen gesellschaŌlichen Diskursen, sondern auch im 
Verwaltungsrecht als ein heurisƟscher Begriff festsetzen konnte. 

3. ZukunŌsorienƟertes Recht als Folge von Krisen 

(39)  Langzeitkrisen ist mit bloßem Management nicht beizukommen. Die lange 
Dauer dieser Krisen ist nicht immer allein den schwierigen Umständen geschuldet, 
sondern kann auch daran liegen, dass sie aufgrund normaƟver Wertungen lange 
dauern müssen. So verlangt die Klimakrise ein Maß an Neustrukturierung gesell-
schaŌlicher Programme, das in einer den sozialen Frieden und den Wohlstand 
nicht inakzeptabel schädigenden Weise nur langfrisƟg und im Modus des Plans zu 
leisten ist. 

(40)  Auch Kurzzeitkrisen können den Fokus auf die ZukunŌ richten, denn in ei-
ner vorsichƟgen GesellschaŌ besteht die Neigung, in jeder Krise ein Muster für die 
ZukunŌ zu erkennen, sie mithin zu generalisieren und zum Gegenstand rechtlicher 
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Regelungen zu machen (Bemühungen zur Krisenvermeidung und legislaƟve „Be-
vorratung“ von KrisenbewälƟgungsregeln). 

(41)  Die Kriterien und Zuständigkeiten für den Wechsel zwischen „Normal“- und 
„Krisenmodus“ werden teilweise im Verfassungsrecht und teilweise im einfachen 
Recht festgelegt. Es handelt sich um feine Übersetzungen des Krisenbegriffs in ju-
risƟsche DogmaƟk, der mithin als solcher ohne dogmaƟsche FunkƟon bleiben 
kann. 

(42)  Indem der vorsorgende Staat die Gegenwart gegen die Krise absichert oder 
Strategien zukünŌigen Handelns in der Krise entwirŌ, triŏ er zugleich wenigstens 
implizit Festlegungen zur gewünschten Normalität der GesellschaŌ. 

(43)  Die meisten Krisen tragen zumindest langfrisƟg dazu bei, Aufgabenfelder 
aus den Modi der gesellschaŌlichen Selbstbewegung oder der exekuƟven Impro-
visaƟon in die planende Festlegung zu verlagern. Die Krisendiskurse bringen nicht 
die Gegenwart in das Verwaltungshandeln zurück, sondern tragen ihm noch mehr 
ZukunŌ ein. 

VI. Vom Vorbehalt des Gesetzes zum Vorbehalt guter Verwaltung 

(44)  Angesichts der mit der Futurisierung von Verwaltung einhergehenden Ge-
wichtsverlagerung von der LegislaƟve zur ExekuƟve besteht Anlass zum Nachden-
ken, wie die demokraƟsche LegiƟmaƟon sowie die rechtsstaatliche Berechenbar-
keit und Kontrollierbarkeit der hoheitlichen ZukunŌsgestaltung verfassungsrecht-
lich gewährleistet werden können. 

1. Abschied vom Vorbehalt des Gesetzes für wesentliche ZukunŌsentscheidungen 

(45)  Der Vorbehalt des Gesetzes für alle „grundrechtswesentlichen“, aber eben 
nicht in Grundrechte eingreifenden ZukunŌsentscheidungen wurde von der 
Rechtswirklichkeit überholt. Im Umweltrecht wurde schon vor vielen Jahren eine 
Umkehrung der Wesentlichkeitstheorie festgestellt. Auch in großen Teilen des eu-
ropäischen Planungsrechts einschließlich des Regulierungsrechts werden die we-
sentlichen Entscheidungen nicht durch das Gesetz getroffen. 

(46)  Am Verbot der gesetzlichen DelegaƟon wesentlicher ZukunŌsentscheidun-
gen ließe sich nur zu dem Preis festhalten, den Staat in der Tendenz auf eine Ver-
teilung von Handlungsrechten nach vergangenen Verdiensten oder erworbenen 
Rechten und auf die Gestaltung einer nahen ZukunŌ zu beschränken. Doch haben 
sich die gesellschaŌlichen materiellen ZukunŌserwartungen längst viel zu Ɵef in 
das Verfassungsrecht eingegraben, als dass diese PosiƟon rechtlich noch plausibel 
wäre. Mit dem Wesentlichkeitsvorbehalt setzt sich das Verfassungsrecht letztlich 
in einen Widerspruch zu sich selbst. 

(47)  Die Entscheidung aller „wesentlichen“ Fragen durch Parlamentsgesetz ist 
weder erforderlich noch ausreichend. Es kommt vielmehr darauf an, dass der Ge-
setzgeber eine Aufgabe nur dann auf die Verwaltung überträgt, wenn diese nach 
Maßgabe aller normaƟven und fakƟschen Bedingungen zu einer den verfassungs-
rechtlichen Erwartungen entsprechenden Erledigung in der Lage ist. Der Gesetz-
geber muss außerdem das in seiner Macht liegende unternehmen, die Verwaltung 



 8 

zu befähigen, eine in diesem Sinne „gute“ oder sogar die „bestmögliche“ Verwal-
tung zu sein. 

2. Der Vorbehalt guter Verwaltung 

(48)  Der nach seiner HerkunŌ unionsrechtliche Begriff der „guten Verwaltung“ 
(Art. 41 GRCh) kann verfassungsrechtlich als ein heurisƟscher Begriff verwendet 
werden, in dem die aus verfassungsrechtlichen Normen abgeleiteten Anforderun-
gen an Verwaltung (Rechtsstaatlichkeit, DemokraƟe, materielle Anforderungen) 
wie auf einer Kreuzung zusammentreffen. Hier können die Anforderungen an Ver-
waltung „neu verhandelt“, das heißt konkreƟsiert und in eine prakƟsche Konkor-
danz gebracht werden. 

(49)  Mit dem Ende eines starren Vorbehalts des Gesetzes löst sich die parlamen-
tarische Verantwortlichkeit für die ZukunŌ nicht auf, zumal das Zugriffsrecht des 
Gesetzgebers und der Vorrang des Gesetzes sowie die grundrechtlichen Gesetzes-
vorbehalte für Eingriffe unangetastet bleiben. Doch wird die Verantwortungstei-
lung zwischen Gesetzgeber und Verwaltung aufgabenspezifisch neu jusƟert. Der 
verfassungsrechtliche Fokus liegt auf der BereitstellungsfunkƟon des Gesetzes für 
die Schaffung von Strukturen, in denen gute Entscheidungen getroffen werden 
können. Daneben gibt es z.B. bei Verteilungsfragen in der Zeit Entscheidungen, die 
aufgrund der überlegenen diskursiven Leistungen des parlamentarischen Verfah-
rens und mangels entgegengesetzter Sachgründe vom Gesetzgeber getroffen wer-
den müssen. 

(50)  Die Formel der „guten Verwaltung“ ist ein Suchbegriff, der es der Staats-
rechtslehre ermöglicht, auf die stärkere ZukunŌsbezogenheit des Rechts und die 
sich daraus ergebende neue Rolle der Verwaltung zu reagieren. So lässt sich die 
normaƟve KraŌ der Verfassung für die Gestaltung eines Verwaltungsrechts nutzen, 
das sich weniger an Interessen und Wünschen der Gegenwart und mehr an Vor-
stellungen über ein zukünŌiges Gemeinwohl ausrichtet und dabei ein rechtsstaat-
liches und demokraƟsches Recht bleibt. Ein Reiz des Begriffs der guten Verwaltung 
liegt dabei auch darin, ein wechselseiƟges Lernen von Verfassungsrecht und Uni-
onsrecht zu ermöglichen. 


